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Fällen nicht auslösen.5 Wie und ob Arbeitgeber dies in Zeiten von 
Remote Working überprüfen können/müssen ist unklar. Als anzuer-
kennende Homeoffice-Tage gelten Tage, an denen die berufliche Tä-
tigkeit - aufgrund einer entsprechenden (schriftlichen) Vereinbarung 
- ausschließlich in der Wohnung ausgeübt wird. Wird ein Arbeitstag 
hingegen nur teilweise bzw. stundenweise im Homeoffice verbracht 
(z.B. aufgrund einer Dienstreise), liegt kein „Homeoffice-Tag“ im 
steuerlichen Sinne vor.6

Das steuerliche Homeoffice-Paket bringt im Bereich der Einkom-
mensteuer eine Abzugsfähigkeit bzw. Nichtsteuerbarkeit bestimmter 
Beträge im Ausmaß von bis zu 600 EUR pro Jahr. Die neuen Bestim-
mungen im EStG treten teilweise mit Rückwirkung für 2020 in Kraft, 
sind allerdings – vorerst - nur bis 2023 befristet.7 Im Detail stehen 
künftig folgende Steuerbegünstigungen iZm „Homeoffice“ zur Ver-
fügung:
A)	HOMEOFFICE-PAUSCHALE
Leistet der Arbeitgeber für Tätigkeiten im Homeoffice eine Abgeltung 
für Mehrkosten an Arbeitnehmer, so gehört eine solche Pauschal-
abgeltung im Ausmaß von bis zu drei EUR pro „Homeoffice-Tag“ 
nach § 29 Z 9 lit a EStG nicht zu den Einkünften aus nichtselbstän-
diger Arbeit (nicht steuerbares „Homeoffice-Pauschale“). Das neue 
Homeoffice-Pauschale steht jedoch für höchstens 100 Tage in einem 
Kalenderjahr zu und beträgt somit max. 300 EUR pa. Ein darüber 
hinausgehender Betrag stellt hingegen grundsätzlich steuerpflich-

NEUE STEUERBEGÜNSTIGUNGEN
FÜR DAS ARBEITEN IM HOMEOFFICE

Der Gesetzwerdungsprozess für die geplanten arbeits- und sozial-
versicherungsrechtlichen Begleitmaßnahmen zum „Homeoffice“ 
scheint sich noch etwas in die Länge ziehen. Die neuen steuerlichen 
Regelungen wurden indes „2. COVID-19-Steuermaßnahmengesetz“ 
verpackt, welches bereits am 24.2.2021 vom Nationalrat beschlossen 
und zwischenzeitig auch im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wur-
de.1 

1.	HOMEOFFICE-MASSNAHMENPAKET
Das (arbeitsrechtliche) Homeoffice-Maßnahmenpaket 2021 wird 
erstmals auch eine gesetzliche Definition für den Begriff „Home-
office“ schaffen*. Nach dem neuen § 2h Abs. 1 AVRAG2 umfasst 
„Homeoffice“ die (regelmäßige) Erbringung von Arbeitsleistungen in 
der Wohnung durch den Arbeitnehmer. Im Unterschied zur „regulä-
ren“ Arbeit im Betrieb des Arbeitgebers wird die Homeoffice-Arbeit 
daher außerhalb der Betriebsräumlichkeiten des Arbeitgebers er-
bracht. Aber Achtung: § 2h Abs. 1 AVRAG spricht beim Homeoffice-
Arbeitsort von Arbeitsleistungen „in der Wohnung“. Dies umfasst 
nach den Erläuterungen zwar auch eine Wohnung an einem Neben-
wohnsitz oder die Wohnung eines nahen Angehörigen oder Lebens-
gefährten.3 Nach derzeitiger Auslegung würde dies jedoch heißen, 
dass die Arbeit an anderen Orten, etwa in Parks oder Restaurants/
Cafés, nicht unter „Homeoffice“ iSd AVRAG fallen.4 Demnach würde 
auch das Arbeiten am Urlaubsort (z.B. Hotelzimmer) nicht darunter-
fallen und damit eventuell steuerlich (gewünschte) Folgen in diesen 
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unentgeltlich überlässt, nicht zu den steuerbaren Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit gehört und demgemäß hierfür auch kein 
Sachbezug o.ä. anzusetzen ist.

2.	WELCHER HANDLUNGSBEDARF
	 BESTEHT FÜR UNTERNEHMEN?
Durch die Neuerungen in Zusammenhang mit Homeoffice-Tätigkei-
ten besteht für Unternehmen ein entsprechender Handlungsbedarf, 
wobei insbesondere die folgenden Punkte zu beachten sind:
A)	HOMEOFFICE-VEREINBARUNG
Wichtig ist, dass für Tätigkeiten im Homeoffice aus arbeitsrechtlicher 
Sicht ein Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
herzustellen ist und es nach § 2h Abs. 2 AVRAG hierfür einer entspre-
chenden vertraglichen Vereinbarung bedarf.* Dies kann sowohl auf 
kollektivvertraglicher Basis als auch mittels Betriebsvereinbarung 
oder auch durch individuelle Vereinbarung zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer erfolgen. Eine derartige Vereinbarung empfiehlt 
sich aus Unternehmenssicht insbesondere auch deshalb, um die 
zeitlichen und inhaltlichen Rahmenbedingungen für Tätigkeiten im 
„Homeoffice“ für beide Seiten klar und eindeutig festzulegen. Neben 
arbeitsrechtlichen Überlegungen ist eine diesbezügliche Vereinba-
rung auch für steuerliche Zwecke geboten.

B)	DIGITALE ARBEITSMITTEL
Der Arbeitgeber soll künftig aus arbeitsrechtlicher Sicht grundsätz-
lich zur Bereitstellung der für die Tätigkeit benötigten Arbeitsmittel 
verpflichtet und hat dem Arbeitnehmer somit auch die notwendigen 
„digitalen“ Arbeitsmittel zur Verfügung zu stellen. Unter „digitalen 
Arbeitsmitteln“ werden nach den Erläuterungen die IT-Hardware 
und die Datenverbindung verstanden. Werden diese Arbeitsmittel 
hingegen nicht zur Verfügung gestellt, so ist arbeitgeberseitig ein 
„angemessener Kostenersatz“ zu leisten (der im Rahmen des o.a. 
„Homeoffice-Pauschale“ nicht steuerbar ist).

C)	DOKUMENTATIONSPFLICHTEN
Der Arbeitgeber muss die Anzahl der (steuerrelevanten) „Homeof-
fice-Tage“ am Lohnkonto des Arbeitnehmers erfassen.15 Außerdem 
ist die Höhe des unversteuert ausbezahlten „Homeoffice-Pauschale“ 
am Lohnzettel (L16) auszuweisen. Diese Dokumentationspflichten 
gelten grundsätzlich ab dem Jahr 202116. Wurden (wie vermutlich 
sehr häufig) im Unternehmen bisher noch keine Aufzeichnungen 
über Homeoffice-Tage geführt, ist es vertretbar, die Homeoffice-Tage 
für das erste Halbjahr auf Basis (plausibler) Schätzungen zu ermit-
teln.17

3.	WAS MÜSSEN ARBEITNEHMER IN
	 DER VERANLAGUNG 2020 BEACHTEN?
Durch die Corona-Pandemie bzw. das o.a. „Homeoffice-Paket“ sind 
für Arbeitnehmer bei der ESt- bzw. Arbeitnehmerveranlagung ab 
2020 iVm Homeoffice insbesondere folgende Themen zu beachten:
A)	HOMEOFFICE-PRÄMIEN 2020
Die Nichtsteuerbarkeit des o.a. Homeoffice-Pauschale ist erst für 
Homeoffice-Tage ab 1.1.2021 möglich und derzeit bis 2023 befris-
tet. Wurden vom Arbeitgeber hingegen bereits im Jahr 2020 Prä-
mien oder Zuschüsse für Homeoffice-Tätigkeiten gezahlt, sind diese 
grundsätzlich steuerpflichtig.18

tige Einkünfte nach § 25 EStG des Arbeitnehmers dar. Dies gilt auch 
für den Fall, dass mehrere Arbeitgeber Homeoffice-Pauschalien iHv 
insgesamt mehr als 300 EUR/pa an einen Arbeitnehmer auszahlen. 
Der diesfalls übersteigende Teil und somit steuerpflichtige Arbeits-
lohn ist im Wege der Veranlagung zu erfassen. Wird das Homeoffice-
Pauschale jedoch nicht oder nicht voll bis zum o.a. Höchstbetrag von 
drei EUR pro Homeoffice-Tag durch Arbeitgeberzahlungen ausge-
schöpft, so kann der Arbeitnehmer nach § 16 Abs. 1 Z 7a lit b EStG 
die Differenz als Werbungskosten geltend machen (sog „Differenz-
werbungskosten“). Gewährt der Arbeitgeber überhaupt kein Home-
office-Pauschale, kann der Arbeitnehmer somit den Gesamtbetrag 
bis zum obigen Höchstbetrag als Werbungskosten absetzen, sofern 
er eine entsprechende Anzahl von Arbeitstagen im Homeoffice ver-
bringt. Zu beachten ist insbesondere, dass ein solches Homeoffice-
Pauschale erst ab 2021 nicht steuerpflichtig ist. Wurde daher vom 
Arbeitgeber etwa bereits im Jahr 2020 ein „Zuschuss“ für Homeoffice 
o.ä. geleistet, wäre dies noch Teil der steuerpflichtigen Einkünfte des 
Arbeitnehmers gewesen.8

B)	ERGONOMISCHES MOBILIAR
Bislang waren Ausgaben eines Arbeitnehmers für Einrichtungsge-
genstände in einem Homeoffice nur dann als Werbungskosten steu-
erlich abzugsfähig, wenn ein steuerlich anerkanntes „Arbeitszimmer“ 
nach § 20 Abs. 1 Z 2 lit d EStG vorliegt. Nunmehr können gemäß  
§ 16 Abs. 1 Z 7a lit a EStG auch bei Nichtvorliegen der relativ stren-
gen Voraussetzungen für ein steuerliches Arbeitszimmer die Ausga-
ben für „ergonomisch geeignetes Mobiliar“ eines in der Wohnung 
eingerichteten Arbeitsplatzes als Werbungskosten geltend gemacht 
werden. Als ergonomisches Mobiliar sind „insbesondere“ Schreib-
tische, Drehstühle für Schreibtische und Beleuchtungskörper für 
Schreibtische erfasst,9 sofern sie durch den Arbeitnehmer am Ar-
beitsplatz in seiner Wohnung verwendet werden. Die Ausgaben für 
ergonomisches Mobiliar können bis zu 300 EUR pro Kalenderjahr als 
Werbungskosten iSd § 16 Abs. 1 Z 7a lit a EStG geltend gemacht 
werden. Damit die Ausgaben für ergonomisch geeignetes Mobiliar 
als Werbungskosten absetzbar sind, muss der Arbeitnehmer jedoch 
an zumindest 26 Tagen im Jahr (nachweislich?)10 im Homeoffice sei-
ner Wohnung arbeiten. Als anzuerkennende Homeoffice-Tage sollen 
dabei nur ganze Arbeitstage gelten. Wird ein Arbeitstag hingegen 
nur teilweise bzw. stundenweise im Homeoffice verbracht, liegt kein 
„Homeoffice-Tag“ im steuerlichen Sinne vor.11

Wird in einem Jahr der für ergonomisch geeignetes Mobiliar mögli-
che Höchstbetrag von 300 EUR überschritten, kann der Überschrei-
tungsbetrag in den Folgejahren – bis zum Kalenderjahr 2023 - jeweils 
bis zum Jahreshöchstbetrag als Werbungskosten geltend gemacht 
werden. Nach § 124b Z 374 EStG ist die steuerliche Geltendmachung 
von derartigen Werbungskosten bis zum halben Höchstbetrag von 
150 EUR - bei erfolgter Verausgabung - auch bereits für das Jahr 
202012 möglich, diesfalls wird jedoch der Höchstbetrag für 2021 iHv 
300 EUR um den Betrag für das Jahr 2020 vermindert.

C)	DIGITALE ARBEITSMITTEL
Schließlich wurde in § 26 Z 9 EStG auch ergänzt bzw. klargestellt13, 
dass der Wert von „digitalen Arbeitsmitteln“14 (z.B. Computer), die 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für seine berufliche Tätigkeit 
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4.	CONCLUSIO
Mit dem „Homeoffice-Maßnahmenpaket 2021“ wird nunmehr 
auch in den davon betroffenen verschiedenen Rechtsbereichen den 
technischen und organisatorischen Veränderungen der Arbeitswelt 
Rechnung getragen. Die diesbezüglichen steuerlichen Regelungen 
finden sich im „2. COVID-19-Steuermaßnahmengesetz“, welches für 
Arbeitnehmer einkommensteuerliche Begünstigungen von bis zu 
600 EUR pro Jahr vorsieht. Die neuen Regelungen schaffen jedoch 
auch neuen Verwaltungsaufwand für Arbeitgeber. Leider gelten die 
neuen Steuervorschriften vorerst nur bis einschließlich 2023. Auf-
grund der rasanten Veränderung der Arbeitswelt und dem Umstand, 
dass eine (dauernde) physische Präsenz im Unternehmen des Ar-
beitgebers oftmals nicht mehr erforderlich ist, bleibt zu wünschen, 
dass der Steuergesetzgeber diesen Entwicklungen auch über das 
Jahr 2023 hinaus Rechnung tragen und auch für die Zeit nach der 
Homeoffice-intensiven COVID-19-Pandemie sowohl für Arbeitgeber 
als auch für Arbeitnehmer ein auch steuerlich nachhaltig attraktives 
Umfeld für mobiles Arbeiten schaffen wird.     n

*	 Die weitere Gesetzwerdung bleibt abzuwarten.
1	 BGBl l 2021/52.
2	 Im Ministerialentwurf war die Regelung zum „Homeoffice“ noch in § 18c AVRAG 

vorgesehen
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B)	ANSCHAFFUNG VON BÜROAUSSTATTUNG
Wurden bereits im Jahr 2020 ergonomische Büromöbel (insb. 
Schreibtisch, Drehstuhl, Beleuchtung) angeschafft und in diesem 
Jahr auch zumindest 26 Homeoffice-Tage absolviert, so können 
schon für 2020 diesbezügliche Werbungskosten geltend gemacht 
werden. Die Rechnungen für die Anschaffungen müssen auf Ver-
langen der Finanzverwaltung vorgelegt werden können. Im Un-
terschied zur Veranlagung 2021 gilt jedoch für 2020 nur der halbe 
Höchstbetrag von 150 EUR. Zu beachten ist weiters, dass bei einer 
Geltungsmachung von Werbungskosten für 2020 der grundsätzliche 
Höchstbetrag für 2021 von 300 EUR um die diesbezüglichen Wer-
bungskosten für 2020 vermindert wird, so dass für die beiden Jahre 
nur insgesamt ein Höchstbetrag von 300 EUR geltend gemacht wer-
den kann19. Sollte das Jahr 2020 bereits rechtskräftig veranlagt sein, 
so stellt die Beantragung von Werbungskosten iSd § 16 Abs. 1 Z 7a 
lit a EStG ein rückwirkendes Ereignis nach § 295a BAO dar, womit 
im Falle der Arbeitnehmerveranlagung bis zum Ende der fünfjäh-
rigen Frist die Möglichkeit besteht, einen neuen Bescheid zu erwir-
ken. Liegt hingegen ein steuerlich anerkanntes „Arbeitszimmer“ iSd 
§ 20 Abs. 1 Z 2 lit d EStG als Mittelpunkt der gesamten beruflichen 
Tätigkeit vor,20 können die Werbungskosten für ergonomische Büro-
möbel nicht gesondert nach § 16 Abs. 1 Z 7a lit a EStG bzw. ab der 
Veranlagung 2021 auch kein Homeoffice-Pauschale nach § 16 Abs. 1 
Z 7a lit b EStG geltend gemacht werden. Diesfalls sind die anteiligen 
Ausgaben für das Arbeitszimmer (Einrichtungs- und anteilige Be-
triebskosten) ja ohnedies schon als Werbungskosten berücksichtigt.

C)	STEUERLICHE GELTENDMACHUNG VON „PRIVATLAPTOPS“
Vom Arbeitnehmer selbst getragene Aufwendungen für Arbeitsmit-
tel wie Privat-Laptops und Zubehör (z.B.: Drucker, Bildschirm) sind 
Werbungskosten iSd § 16 EStG, soweit eine berufliche Verwendung 
vorliegt. Steht der Computer in der Wohnung, ist das Ausmaß der 
beruflichen Nutzung vom Steuerpflichtigen ggf. nachzuweisen bzw. 
zumindest glaubhaft zu machen. Ohne besonderen Nachweis wird 
idR ein Privatanteil von 40% angenommen.21 Die Anschaffungs-
kosten eines Laptops könnten daher idR nur im Ausmaß von 60% 
über die Absetzung für Abnutzung, auf Basis einer idR zumindest 
dreijährigen Nutzungsdauer, geltend gemacht werden. Anschaffun-
gen unter 800 EUR können nach § 13 EStG als geringwertige Wirt-
schaftsgüter (nach Abzug eines Privatanteils) sofort bzw. in voller 
Höhe steuerlich abgeschrieben werden. Dabei ist ab der Veranlagung 
2021 zu beachten, dass Ausgaben für vom Arbeitnehmer selbst an-
geschaffte digitale Arbeitsmittel um ein hierfür erhaltenes Home-
office-Pauschale bzw. diesbezügliche Differenzwerbungskosten zu 
kürzen sind.

D)	„HOMESCHOOLING“ STEUERLICH NICHT ABSETZBAR
Die Corona-Krise hat mit den Lockdowns insbesondere auch länger-
fristige bzw. wiederkehrende „Homeschooling-Phasen“ mit sich ge-
bracht. Aufwendungen für „Homeschooling“ (z.B. Laptop oder Tablet, 
das von einem Kind für die Schule verwendet wird) können in den 
Steuererklärungen der Eltern jedoch nicht geltend gemacht werden, 
zumal es sich hiebei um sog. Kosten der „privaten Lebensführung“ 
handelt. Wird hingegen z.B. ein Laptop auch von den Eltern für beruf-
liche Zwecke verwendet, ist ggf. eine (anteilige) steuerliche Berück-
sichtigung als Werbungskosten iSd § 16 EStG möglich (siehe oben).
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